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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit entstand während meiner Tätigkeit als Aka-
demischer Rat am Institut für Wirtschafts- und Steuerrecht der Julius-
Maximilians-Universität Würzburg und wurde von der Juristischen Fakulät 
im Sommersemester 1993 als Dissertation angenommen. 

Dank gebührt neben meinen Eltern, denen ich diese Arbeit gewidmet 
habe, in besonderem Maße meinem Lehrer und Doktorvater Herrn Uni-
versitätsprofessor Dr. Klaus Tiedtke, der die Dissertation nicht nur angeregt 
und betreut hat, sondern darüber hinaus mir jederzeit mit Rat oder als 
Gesprächspartner zur Seite gestanden hat, und dessen Ideen für mich 
immer auch eine persönliche Bereicherung waren. 

Bei Herrn Universitätsprofessor Dr. Dr. h.c. Günther Grasmann möchte 
ich mich für die Erstellung des Zweitgutachtens bedanken. 

Allen Mitarbeitern am Lehrstuhl für Finanz- und Wirtschaftsrecht sowie 
Zivilrecht danke ich sehr herzlich für die Hilfe, die sie mir bei der 
Erstellung der Arbeit zuteil kommen ließen. 

Ulrich Voß 
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Einleitung 

Schwarzarbeit, ein Kavaliersdelikt? Viele sehen die Schwarzarbeit als sol-
ches an, halten sie teilweise sogar für notwendig1, andere sehen in ihr eines 
der großen Probleme unserer Gesellschaft. 

Sogar das Fernsehen widmete diesem Thema eine 45-minütige Sendung. 
Aktueller Anlaß für die Frage "Wie würden Sie entscheiden?" war ein Urteil 
des Bundesgerichtshofs vom 31.05.1~. Dieses Urteil und der ihm zu-
grundeliegende Fall steht auch im Mittelpunkt dieser Untersuchung. 

Der Fall: 

''Die K/ägerin verlangt vom Beklagten aus abgetretenem Recht restlichen 
Werklohn in Höhe von 20.505 DM und Zinsen. 

Der Ehemann der K/ägerin, der Zeuge S., führte 1985 und 1986 für den 
Beklagten Handwerksarbeiten durch, ohne in der Handwerksrolle eingetragen 
zu sein und ohne einen Gewerbebetrieb angemeldet zu haben. Beides war dem 
Beklagten bekannt. Er hat S. für dessen Leistung mindestens 4.500 DM 
gezahlt. Steuern und Sozialversicherungsbeiträge (für einen Helfer) hat S. nicht 
abgeführt. Die von ihm behaupteten Restwerklohnforderungen hat S. an die 
K/ägerin abgetreten ,J. 

Es geht um die Frage, ob der vorleistende Schwarzarbeiter einen An-
spruch auf "Zahlung des restlichen Werklohns" hat. Die Abtretung dieses 
vermeintlichen Anspruchs an seine Ehefrau kann bei der Lösung des Falles 
ignoriert werden. Derartige Abtretungen erfolgen meist aus prozeßtakti-
schen Gründen, um den ursprünglichen Anspruchsinhaber im Prozeß als 

1 Nach Reuter, Zivilrechtliche Probleme der Schwarzaroeit, S. 48 ist ·Schwarzaroeit weni-
ger Ausdruck unrechter Gesinnung als sozialen Bedarfs·; vgI. auch Aberle/Eggenberger, 
WiVerw 1979, S. 193,204 f. 

2 BGHZ 111, S. 308 ff. 

3 Vgl. Tatbestand des BGH-Urteils, BGHZ 111, S. 308. 
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Zeugen auftreten lassen zu können4• Der Ehefrau des S. kann jedenfalls nur 
dann ein Anspruch zustehen, wenn ihr Ehemann (also der vorleistende 
Schwarzarbeiter) einen Anspruch auf Bezahlung hatte. Dieser Anspruch 
könnte sich aus Vertrag, aus Geschäftsführung ohne Auftrag oder aus 
ungerechtfertigter Bereicherun~ ergeben. 

Nach einer kurzen Einführung in die allgemeine Problematik der 
Schwarzarbeit wird die Untersuchung auch diese Reihenfolge beachten. 

Ausführungen zu Ansprüchen aus einer Geschäftsführung ohne Auftrag 
oder aus ungerechtfertigter Bereicherung sind nur veranlaßt, wenn ein ver-
traglicher Anspruch nicht gegeben ist. Der erste Schwerpunkt der Untersu-
chung ist daher die Wirksamkeit des Schwarzarbeitsvertrages. Daneben soll 
aber - wie auch in der Entscheidung des BGH - ein anderer Problemkreis 
im Mittelpunkt stehen: Es soll der Frage nachgegangen werden, ob (und 
ggf. in welcher Höhe) dem vorleistenden Schwarzarbeiter bei Nichtigkeit 
des Vertrages ein bereicherungsrechtlicher Anspruch zusteht oder ob ein 
solcher Anspruch an dem Kondiktionsverbot des § 817 Satz 2 BGB 
scheitert. Sonstige (noch in der Diskussion befmdliche) Probleme der 
Schwarzarbeit, besonders die Frage, ob Ansprüche des Auftraggebers auf 
Erfüllung, auf Gewährleistung oder auf Schadensersatz (z.B. aus culpa in 
contrahendo oder positiver Vertragsverletzung) bestehen, werden nur in-
soweit dargestellt, als sie für das bearbeitete Thema relevant sind. 

4 Zum fragwürdigen Wert einer derartigen "Zeugenaussage" vgJ. LG Bonn, Urteil vom 
2.12.1988,18 rn7/88, S. 7 (n.v.) als 1. Instanz in dem vom BGH entschiedenen Fall. 

SEin deliktischer Anspruch aus § 823 Abs. 2 BGB LV.m. § 263 StGB für den Fall, daß der 
Auftraggeber von vornherein nicht vorhatte zu zahlen, kam hier nicht in Betracht. Der Streit, 
ob in diesem Fall überhaupt ein Betrug i.S.d. § 263 StGB vorliegt, soll auch in der Un-
tersuchung vernachlässigt werden (vgJ. dazu TU!dtke, DB 1990, S. 2307; Köhler, TZ 1990, S. 466, 
469 f. jeweils m.w.N.; Kern, JuS 1993, S. 193, 194). 



1. Teil 

Allgemeines zur Schwarzarbeit 

I. Begriffsbestimmung 

Schattenwirtschaft, Grauarbeit, Untergrundwirtschaft und Ausweich-
wirtschaft sind Begriffe, die neben dem der Schwarzarbeit oft verwendet 
werden1. Diese Bezeichnungen werden teilweise als (identische) Oberbe-
griffe verwendet, die neben der Schwarzarbeit z.B. auch (unerlaubte) Kauf-
geschäfte erfassen2• Üblich ist es, die Schwarzarbeit als Unterfall der 
Schattenwirtschaft anzusehen3. 

Der Zusammenhang der Schwarzarbeit mit der illegalen Beschäftigung, 
die auch von dem Begriff der Schattenwirtschaft erfaßt wird, zeigt sich 
daran, daß die Novellierung des Schwarzarbeitsgesetzes 1981 im Rahmen 
des Gesetzes zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung (BillBG)4 vorge-
nommen wurde. 

Müllers defIniert die Schwarzarbeit als "Teilnahme am Markt für entgelt-
liche Dienst- oder Werkleistungen im Sinne der §§ 611, 631 BGB (Arbeit) 
ohne vollständige Übernahme der dabei öffentlich-rechtlich allen Wett-
bewerbern auferlegten Lasten (schwarz)", bzw. als "Schmutzkonkurrenz 
durch Trittbrettfahren, ohne den Fahrpreis durch Übernahme aller öf-
fentlich-rechtlichen Lasten zu entrichten". Diese Begriffsumschreibungen 
sind für das hier zu bearbeitende Thema jedoch zu allgemein gehalten. 

1 Vgl. Buchner, GewArch 1990, S. 1, 3; Klinge, WiVerw 1986, S. 154; Mückl, Die Schatten-
wirtschaft, S. 9, 10; AberlejEggenberger, WiVerw 1979, S. 193, 195 ff. 

2 Rüfner, Schattenwirtschaft und Schwarzarbeit aus öffentlich-rechtlicher Sicht, S .. "2. 

3 Vgl. Mückl, S. 9, 12; Klinge, WiVerw 1986, S. 154. 

4 Vom 15.12.1981, (BGBI. I, S. 1390); Neufassung des Gesetzes zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit BGBI. I 1982, S. 110; zuletzt geändert 31.8.1990 (BGBI. 11, S. 809); vgI. dazu 
Buchner, GewArch 1990, S. 1. 

5 Schwarzarbeit (A) 11; ähnlich RüJner, S. 52. 

2 Voß 
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